
Zuletzt war am 18.08.24 im Nachtrag zum Pkh Antrag Klageerzwingung auf Verdacht 
auf Steuerhinterziehung hingewiesen worden, nachdem die Oberstaatsawältin keinen 
Verdacht sah, wenn erhebliche Geschenke in der erbrechtlichen Auskunft, erhebliche 
Summen, hier 1,8 Mio€ spurlos verschwunden sind, etc. keinen Verdacht auf 
Steuerhinterziehung sah: 
 
V. Steuerhinterziehung 
 
Dazu hat sich der Strafsenat gar nicht geäußert, wiewohl eine behördliche Anzeigepflicht bei 
Verdacht auf Steuerhinterziehung besteht. 
 
Daher wird der Vortrag wiederholt: 
 
In der Studie „Sicherheitspotenziale im höheren Lebensalter“ von Deutsche Hochschule der 
Polizei und Zoom e.V., 2014 wird auf S. 402 auch darauf hingewiesen, dass kriminelle 
Einkünfte idR nicht versteuert werden (beispielsweise gibt die OECD im „Handbuch 
Geldwäsche“ das Kriterium „Ungewöhnliche Einkünfte“ als Indikator für Steuerhinterziehung 
im Zusammenhang mit Geldwäsche an (OECD, Handbuch Geldwäsche, 2009, S.20). 
 
Die Verdächtigte hat sich aus Gründen des erbrechtlichen Betrugs seit 2007 gezielt um 
verschleierte Übertragung allem Vermögen und Einkommen des späteren Erblassers auf sie 
bemüht (min 1,8 Mio€ Geldvermögen des Erblassers sind verschwunden, zu der im Wert 
heruntergerechneten Immobilie, den nicht angegebenen Geschenken, dem vereinnahmten 
Renteneinkommen siehe unten). Es wäre eher ungewöhnlich hieraus beim Finanzamt 
Steuern anzumelden. 
 
Trotzdem möchte die Staatsanwaltschaft hier keine Folge von Steuerstraftaten sehen. 
 
Anders als die Staatsanwaltschaft meint, hat die Ast dargelegt, dass die die Verdächtige die 
Immobilie mit konstruierten Zahlungen belegt hat (als mit Steuermitteln migrierte 
Wenigverdienerin ausweislich ihres einzigen Arbeitgebers vor der Ehe mit dem späteren 
Erblasser konnte sie diesem vor Schenkung 2007 keine 150.000€ gegeben haben; zu der  
Zahlung der 101.000 € in 2010 war der spätere Erblasser ausweislich Schenkungsvertrag 
verpflichtet und hat diese Zahlung schriftlich und mündlich gegenüber Zeugen 
angegeben)und diese nicht sanierungsfällig, sondern hochwertig saniert war- darauf ergibt 
bei der Angabe des Werts des Geschenks beim Finanzamt ganz klar eine deutlich reduzierte 
Wertangabe. Zudem war der Niesbrach mit 24.000€ p.a. deutlich übersetzt, weil de 
Erblasser ausweislich des Schenkungsvertrags zu allen Tilgungen und Kosten weiter 
verpflichtet war und die Verdächtigte mitwohnte. Dies ist auch nicht verjährt, weil erst im Juni 
2019 das Geschenk mit Löschung des Niesbrauchs des späteren Erblassers verfügbar 
wurde. 
 
Sodann wird die Verdächtigte bei der Angabe der mit ca. 1 Mio€ nicht angegebene 
Geschenke aus den Firmen des späteren Erblassers  (Aufnahme als Mitkommanditistin ohne 
eigene Einlage bis 2008 und Verkauf der Patente des Erblassers 2008 bis 2012 und 
Vereinnahme von Arbeitsleistungen des späteren Erblassers als Dr. der Chemie als 
Forscher und Berater von 2003 bis 2012) von der Staatsanwaltschaft damit entschuldigt, die 
Verdächtigte habe wohl nicht gewusst, dass dies Geschenke seien. Dieses Nichtwissen lässt 
sich auf die Nichtzahlung der Schenkungssteuer übertragen, denn wer nicht weiß, dass dies 
Geschenke sind, wird hieraus auch keine Schenkungssteuern zahlen. 
 
Sodann meint die Staatsanwaltschaft, die Vereinnahmung der Rente des späteren 
Erblassers durch die Verdächtigte seit über 8 Jahren vor dessen Tod von Februar 2012 bis 
Dezember 2020, sei nicht als Geschenk zu bewerten. Zieht man aber die Ausgaben für den 
Erblasser ab, verbleibt bei dessen nachgewiesen hoher Rente durchaus 500€ pro Monat, 
also mithin eine Gesamtsumme von 50.000€. Dass die Verdächtigte dies dem Finanzamt 



gemeldet hat, scheint anbetrachts ihres Verhalten sehr unwahrscheinlich. Die 
Staatsanwaltschaft weiß sicherlich, dass selbst bei nicht dem Finanzamt gemeldeten 
Geschenken, bei späteren Geschenken (auch wenn diese gleichfalls nicht gemeldet 
werden), bei Herauskommen des Betrugs hieraus sofort hohe Steuern und auch 
Steuerstrafen anfallen. 
 
Sodann sind ja 2 x nachweislich Summen von je 900.000€ und ca. 900.000€ ab 2008 
nachweislich beim späteren Erblasser vorhanden und bis 2012 verschwunden. 
 
Die Verjährung von Steuerstraftaten wurde rückwirkend deutlich verschärft und kann mithin 
über 25 Jahre zurück laufen. 
 
Ausweislich § 116 AO ist das Bundeszentralamt für Steuern oder den zuständigen 
Finanzbehörden unmittelbar zu Steuerstraftaten von Behörden, Gerichten auch die nicht 
Finanzverwaltung zu informieren. 
 
Ausweislich § 31 b S 2 AO Verdacht auf Geldwäsche an die zuständigen Behörden zu 
melden. 
 
Ausweislich §§ 370, 376 AO gelten für vorsätzlich begangene und schwere Steuerstraftaten 
(über 50.000€) als schwere Steuerstraftaten und hier gilt eine rückwirkende Verjährungsfrist 
von 15 Jahre, auch für alle Taten, die noch nicht verjährt waren. Aus § 376 III ergibt sich:  
Abweichend von § 78c Absatz 3 Satz 2 des Strafgesetzbuches verjährt in den in § 370 
Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 6 genannten Fällen besonders schwerer 
Steuerhinterziehung die Verfolgung spätestens, wenn seit dem in § 78a des 
Strafgesetzbuches bezeichneten Zeitpunkt das Zweieinhalbfache der gesetzlichen 
Verjährungsfrist verstrichen ist. 
 
Die absolute Verjährung tritt hier ausnahmsweise erst nach dem Zweieinhalbfachen der 
Regelverjährung ein, also nach 37,5 Jahren (bei Anklage 42,5 Jahre). 
 
Die finanziellen Folgen können auch nach strafrechtlicher Verjährung erheblich sein. Neben 
der Steuernachzahlung (die nur anfällt, wenn hieraus noch nicht verjährt) fallen Zinsen in 
Höhe von 6% pro Jahr an. Diese Verzinsung kann bei längeren Zeiträumen die ursprüngliche 
Steuerschuld deutlich übersteigen. Bei nachweisbarem Vorsatz und hohen 
Hinterziehungsbeträgen drohen zudem empfindliche Strafen. 
 
Die steuerliche Festsetzungsverjährung hingegen bestimmt den Zeitraum, in dem das 
Finanzamt noch Steuern nachfordern kann. Bei vorsätzlicher Steuerhinterziehung beträgt 
diese Frist 15 Jahre. Sie beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer 
entstanden ist oder die Steuererklärung eingereicht wurde. Anders als bei der 
strafrechtlichen Verjährung gibt es keine absolute zeitliche Grenze für steuerliche 
Nachforderungen- hier kommt es auf Unterbrechungen, Steuerprüfungen u.A. an. 
 
Ausweislich Fischer, StGB, 71. Aufl., 2024, § 78 StGB (zur strafrechtlichen Verjährung), 
Rn 10: 
bei Steuerhinterziehung von Veranlagungssteuern durch falsche Erklärungen beginnt die 
Verjährungsfrist mit Festsetzung Steuer (BGH 36, 11, NStZ 1984, 414). 
 
Rn 15: 
bei Steuerhinterziehung durch Unterlassen der pflichtgemässen Erklärung, wenn eine 
Steuerfestsetzung nicht erfolgt, beginnt Verjährung nach der Rspr zu dem Zeitpunkt, indem 
bei rechtzeitiger Abgabe Steuererklärung eine Veranlagung durch Finanzamt stattgefunden 
hätte, dh wenn die Veranlagungsarbeiten in dem betreffenden Bezirk zu 95% abgeschlossen 
sind… da bei Schenkungssteuer kein allgemeiner Veranlagungsschluss festgestellt werden 
kann, ist Tatbeendigung gegeben, wenn die Veranlagung dem Steuerpflichtigen bei 



rechtzeitiger Anzeige der Schenkung (bei Geschenken innerhalb von 3 Monaten) frühestens 
bekannt gegeben wäre, die Bearbeitungsdauer mit einem Monat anzusetzen. 
 
Eine Unterbrechung der Verjährung erfolgt beispielsweise durch Ermittlungshandlungen der 
Steuerbehörden. In diesem Fall beginnt die Verjährungsfrist neu zu laufen. Am 18.10.2023 
hatte die Ast bereits den zuständigen Steuerbehörden einen Aktenordner mit Recherchen 
übergeben- ob daraus was erfolgte, ist unbekannt. 

Die Steuerhinterziehung dürfte wegen dem lang geplanten (nämlich seit Beginn der Ehe mit 
dem Erblasser), planvollen und wiederholten Vorgehen und Verschleierung zum 
erbrechtlichen Betrug auch schwer sein. Es ist auch zu, ob hier der Taterfolg mit dem 
Abschluss des letzten vom Vorsatz umfassten Ereignis beginnt, mithin der Vereinnahmung 
der letzten Rentenzahlung des Erblassers in dessen Todesmonat Dezember 2020 (Fischer, 
StGB, 71. Aufl., 2024, § 78a StGB, Rn 9).  
 
 
 
 


